ot.“ 
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und deutſch-ſchweizeriſchen 
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1933 


Paderborn, 1933 


Druck und Verlag der Junfermannſchen Buchhandlung 
Verleger des Heiligen Apoſtoliſchen Stuhles 


Hirtenbrief 


Sr. Eminenz Michael Kardinals Faulhaber, 
Erzbiſchofs von München und Freiſing. 


Dr. Michael von Faulhaber, geb. 5. 3. 1869, Prieſter 1. 8. 1892, 
Biſchof von Speyer 19. 2. 1911, Erzbiſchof von München-Freiſing 3. 9. 1917, 
Kardinal unter dem Titel der hl. Anaſtaſia 7. 3. 1921. 


Wahlſpruch: Vox temporis vox Dei. 


Unſer ſtaatsbürgerliches Gewiſſen. 


Vielgeliebte Diözeſanen! Die ſtaatliche Ordnung iſt erſchüttert. Die 
ſtaatliche Autorität ift mißachtet. Das ſtaatsbürgerliche Gewiſſen iſt abge⸗ 
ſtumpft. In ſolchen Zeiten muß die ftaatlihe Rechtsordnung neu verfündigt, 
die ſtaatliche Autorität neu geſtützt, das ſtaatsbürgerliche Gewiſſen neu ge— 
weckt werden. Darum ſoll der Hirtenbrief dieſes Jahres in gemeinverftänd- 
licher Sprache, nicht in der Sprache der Staatsphilofophie, eine Chriften- 
lehre halten über die Rechte und Pflichten des Staa⸗ 
tes gegenüber dem Staatsbürger, über die Pflichten 
und Rechte des Staatsbürgers gegenüber dem Staat. 
Die Grundlinien der chriſtlichen Staatslehre find vorgezeichnet im Römer- 
brief des Apoſtels Paulus) und in den Weltrundſchreiben von Papſt 
Leo XIII. von 1885 über die chriſtliche Staatsordnung ?) und 1890 über die 
Pflichten chriſtlicher Bürger. ) Anſere Sache iſt es, dieſe Grundlinien auf 
unſere Zeit und unſere Staatsverhältniſſe mit einigen Beiſpielen anzuwenden. 
Für uns handelt es ſich in dieſem Hirtenbrief um religiös-fittliche, nicht um 
politiſche Fragen, weil auch die chriſtliche Staatsordnung, nicht bloß die 
Kirchenordnung, auf Chriſtus, dem Grundſtein, ſich aufbauen ) und auch 
das ſtaatsbürgerliche Gewiſſen, nicht bloß das privatrechtliche, nach den 
Geboten Gottes ſich richten muß. 

Seitens der Staatsrechtslehrer und Staatsbürger wird dem Staate 
bald zu viel, bald zu wenig gegeben. Zu viel wird ihm gege— 
ben, beſonders in akademiſchen Kreiſen, wenn er unter Verleugnung des 
natürlichen und göttlichen Rechtes als einzige Quelle des Rechtes angeſehen 
und geradezu zum Abgott erhoben wird. Der Staat iſt eine Quelle des 
Rechtes und kann für ſein Gebiet Geſetze geben, ſeine Geſetze dürfen aber 
nicht mit dem Naturrecht und den göttlichen Geboten im Widerſpruch ſtehen. 
Zu wenig wird dem Staate gegeben, beſonders in Volkskreiſen, wenn 
die Ehrfurcht von den Staatsgeſetzen geſchwunden, die Steuermoral geſunken, 
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der Widerſpruch gegen die Träger der Staatsgewalt durchgebrochen iſt. 
Wir wollen dem Staate geben, was des Staates iſt. ) 

Höret darum erſtens von einigen Grundſätzen der chriſtlichen Staatslehre! 

Der erſte Grundſatz der chriſtlichen Staatslehre lautet: Der beſte 
Ausweis der Staatsgewalt ift der Name Gottes. Der 
Staat iſt nicht unmittelbar von Gott gegründet wie die Kirche. 
Doch entſpricht die ſtaatliche Gemeinſchaft mittelbar dem Willen Gottes, 
da der Menſch von Natur aus die Anlage hat, ſolche Gemeinſchaften zu 
gründen, und nur durch Gemeinſchaftsarbeit die Kultur der Erde erreicht. 
Papſt Leo XIII. ſagt: o) „Die göttliche Vorſehung hat es ſo gefügt, daß der 
einzelne in eine häusliche und bürgerliche Gemeinſchaft hineingeboren 
wurde.“ Durch dieſe Fügung der Vorſehung iſt der einzelne auf Heimat 
und Vaterland, auf Volk und Staat verpflichtet. 

Die Staatsform iſt nicht für alle Völker und alle Zeiten 
als Schablone feſtgelegt. Wie die Grenzen eines Staates im Laufe der Zeit 
wechſeln können, ſo kann auch die Staatsform unter den Wechſelfällen der 
Geſchichte Erbreich oder Wahlreich, Monarchie oder Freiſtaat, Volksſtaat 
oder Nationalſtaat oder Ständeſtaat ſein. Für das ſtaatsbürgerliche Gewiſſen 
wäre es aber ein Verbrechen, durch Revolution oder Staatsſtreich eine 
beſtehende Staatsform gewaltſam umzuſtoßen. 

In allen Staatsformen iſt die Obrigkeit des Staates von 
Gott angeordnet. Auch wenn ein Pilatus oder ein Nero auf dem 
Throne ſitzt. „Es gibt keine Gewalt außer von Gott, und die, welche beſteht, 
iſt von Gott angeordnet.“ “) Aber allen ſtaatlichen Thronen leuchtet alſo 
ein Strahl der Autorität Gottes. Selbſt die furchtbarſte Gewalt, die Gewalt 
zum Tod zu verurteilen oder zu begnadigen, iſt „von oben“ gegeben.“) Der 
Satz im 1. Artikel der Verfaſſung des Deutſchen Reiches: „Die Staats- 
gewalt geht vom Volke aus“, iſt eine Irrlehre, eine Fälſchung des bibliſchen 
Satzes: „Es gibt keine Gewalt außer von Gott.“ Von Gott ſtammt 
das Recht des Staates, in ſtaatlichen Dingen ſouverän zu entſcheiden, Geſetze 
zu geben, Gerichte aufzuſtellen, Gehorſam von den Antertanen zu fordern 
„um des Gewiſſens willen “.s) Ein Staat ohne Gott oder gar gegen 
Gott hat den beſten Ausweis feiner Autorität weggeworfen, auf die reli— 
giöſe Bindung des ſtaatsbürgerlichen Gewiſſens verzichtet und damit die 
Axt an die Wurzel ſeines Beſtandes gelegt. Der Geiſt der Verneinung, 
der dem Allerhöchſten den Gehorſam aufkündigt, wird früher oder ſpäter 
zur Empörung gegen die ſtaatliche Autorität ſich auswachſen. Aus Gründen 
der Selbſterhaltung müſſen alſo die Staatsmänner von heute dem Treiben 
der Gottloſen wehren und ihre Grenzen gegen die ruſſiſche Los-von-Gott⸗ 
Bewegung abriegeln. 

Ein zweiter Grundſatz der chriſtlichen Staatslehre: Die ſicherſte 
Richtlinie des Staatsrechtes iſt die ſittliche Ord— 
nung. Es gibt eine objektive ſittliche Weltordnung, aufgebaut auf dem 
Naturrecht und den Geſetzen der Offenbarung, unabhängig von jeder ſub⸗ 
jektiven Willkür, unabhängig auch von Volksabſtimmungen und Parlamenten. 
gedes Staatsweſen ift auf die Gebote des Naturrechts und, ſoweit es ſich 
um einen chriſtlichen Staat handelt, außerdem auf die Geſetze des Evan— 
geliums verpflichtet. Wenn das Naturrecht fordert, einen rechtmäßigen 
Vertrag zu halten, darf der Staat einen Handelsvertrag oder Kirchenvertrag 
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nicht einſeitig durchbrechen. Wenn das Evangelium die Ehe für unauflög— 
lich erklärt, kann der Staat nicht trennen, was Gott verbunden bat.) 

Die gleiche ſittliche Ordnung, die den einzelnen verpflich. 
tet, verpflichtet auch das ſtaatliche Gemeinſchaftsleben. Wenn der einzelne 
nach dem 1. und 3. Gebot verpflichtet iſt, am Tag des Herrn den Gottes. 
dienſt zu beſuchen, kann eine ſtaatliche Behörde für die Stunde des Gottes. 
dienſtes keinen Geländeſport anfegen. Wenn der Untertan nach dem 4. Gebot 
gegenüber der Obrigkeit ſittliche Pflichten hat, hat auch die Obrigkeit ſolche 
Pflichten gegenüber den Untertanen. Wenn der einzelne nach dem 7. Gebot, 
ſoweit als möglich, ſeine Schulden bezahlen muß, darf auch der Staat nicht 
neue Ausgaben für Heeresrüſtung anſetzen, ſolange er nicht den Enterbten 
der Inflation, in erſter Reihe den Armen und Alten, wenigſtens eine Rente 
ihres dem Vaterland geopferten Kapitals zuwendet. Wenn der einzelne im 
Privatleben nach dem 8. Gebot nicht lügen darf, müſſen auch Volksvertretung 
und Staatsregierung bei der Wahrheit bleiben. Der Egoismus des Staates 
kann nicht heilig ſein, wenn der Egoismus des einzelnen häßlich iſt. Der 
Hochmut eines ganzen Volkes kann nicht gut ſein, wenn für den einzelnen 
die Demut ein Gebot des Evangeliums iſt.nn) Die gleiche ſittliche Ordnung 
verpflichtet den einzelnen und die ftaatlihe Gemeinſchaft. Man kann nicht 
gleichzeitig im Privatleben ein Chriſt und im öffentlichen Leben ein Heide, 
nicht gleichzeitig warm und kalt ſein. e) 

Ein dritter Grundſatz der chriſtlichen Staatslehre: Das höch ſte 
Ziel der Staatsregierung iſt die Obſorge für das 
Geſamtwohl. Die Staatsregierung darf Privateigentum enteignen, 
aber nur dann und nur ſoweit, als das Allgemeinwohl es erfordert. Geſetz 
gebung und Verwaltung müſſen die Wohlfahrt des Volkes gegen die Gelbft- 
ſucht einzelner Schichten verteidigen. Der ſtaatliche Schutz für Geſundheit 
und Eigentum, für Ehre und Freiheit der Bürger muß ſich in gleichem Aus- 
maß den Beſitzloſen wie den Beſitzenden zuwenden. Die öffentlichen Schulen 
dürfen nicht bloß den Kindern reicher Leute offen ſtehen. Die ſtaatlichen 
Gerichte müſſen ohne jede Parteiwirtſchaft und Klaſſenjuſtiz ihr Arteil 
ſprechen. Das Volk wird zur Staatsregierung um ſo mehr Vertrauen 
haben, je mehr es von ihrer unparteiiſchen Obſorge für das Allgemeinwohl 
überzeugt if. Die Pflege ftaatsbürgerlider Geſinnung 
bei der Jugend findet auch in dieſer Frage hohe erzieheriſche Werte 
für Schulen und Jugendverbände. 

Geliebte Diözeſanen! Höret zweitens von einigen Aufgaben des chriſt⸗ 
lichen Staates! 

Ein Rechtsſtaathat die Aufgabe, Recht und Gerech⸗ 
tigkeit zupflegen. Die Gerechtigkeit, Grundlage eines jeden Staats⸗ 
weſens, verpflichtet die Bürger, dem Staate zu geben, was des Staates 
iſt, und dem Mitbürger zu geben, was rechtens iſt. Die Gerechtigkeit ver- 
pflichtet die Obrigkeit, die Staatsämter nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
zu beſetzen, die ſozialen Laſten in ausgleichender Gerechtigkeit auf alle trag- 
fähigen Schultern zu verteilen, die Frevler des Geſetzes ohne Anſehen der 
Perſon durch einen unabhängigen Richterſtand zu ſtrafen. Es wird niemals 
gelingen, unter Menſchen das Reich Ihrer Majeſtät, der abſoluten 
Gerechtigkeit, aufzurichten. Es muß aber gelingen, wenigſtens himmel⸗ 
ſchreiende Angerechtigkeiten zu vermeiden. Es wäre unrecht, wenn die Güter 
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der Erde in wenigen Händen ſich aufhäufen, während Millionen von Mit- 
menſchen Hunger leiden. Es wäre unrecht, wenn aufrechte Katholiken als 
national nicht verläſſige Staatsbürger zweiter Klaſſe betrachtet und bei 
Beſetzung von Staatsämtern wegen ihrer religiöſen Aberzeugung zurückgeſtellt 
werden. Wehe dem Staat, der eine Wage mit doppelten Gewichten hand— 
habt! „Wehe euch“, ſpricht der Prophet,) „die ihr den Schuldigen für 
ſchuldlos erklärt und den Gerechten für rechtlos!“ 

Ein Kulturſtaat hat die Aufgabe, für ſittliche 
Ordnung zu ſorgen. Feder Staat geht darauf aus, in Ausübung 
ſeines Münzrechtes den Falſchmünzern das Handwerk zu legen. Mit der 
gleichen Schärfe müßte der chriſtliche Staat darüber wachen, daß die fitt- 
lichen Werte im Volke nicht gefälſcht, nicht falſche Begriffe von Kamerad⸗ 
ſchafts-Ehe und Mutterſchaft in Umlauf geſetzt werden. Jeder Staat iſt 
darauf bedacht, im Dienſte der Geſundheitspflege die aſiatiſche Peſt und 
andere Krankheiten von ſeinen Grenzen fernzuhalten. Mit der gleichen 
Schärfe müßte der chriſtliche Staat gegen die ſittliche Verſeuchung des Volkes 
einſchreiten. Jeder Kulturſtaat hat den allgemeinen Giftverkauf unter Strafe 
verboten. Mit der gleichen Schärfe müßte der chriſtliche Staat die Brunnen— 
vergiftung, den öffentlichen Verkauf von unſittlichen Büchern und Bild— 
werken verbieten. 

Ein Wohlfahrtsſtaat hat die Aufgabe, die öffent- 
liche Fürſorge zupflegen. Es iſt nicht möglich, hier alle Aufgaben 
des chriſtlichen Staates aufzuzählen. Etwa die Aufgabe, die Fußgänger des 
Volkes durch ein Autogeſetz gegen die Landplage des Kraftverkehrs zu ſchützen. 
In der Verfaſſung hat das Reich die Aufgabe übernommen, Wucherzins 
zu verbieten, ) ein Arbeitsrecht zu ſchaffen, uo) die ſoziale Verſicherung der 
Arbeiter durchzuführen, 16) Arbeitsgelegenheit zu geben.) Dabei muß das 
Reich, will es nicht Klaſſenſtaat werden, ſoziale Fürſorge in gerechtem Aus⸗ 
gleich ebenſo dem Bauernſtand und den anderen Ständen zuwenden. Die 
Not der Zeit ruft nach dem Wohlfahrtſtaat, der im Bunde mit der freiwil- 
ligen Armenpflege die Werke der Fürſorge mehr und mehr ausbaut. 

Ein chriſtlicher Staat wird die Rechte der Kirche achten. 
Die Sorge für die Menſchheit iſt nach Gottes Plan zwei Gewalten 
anvertraut, der ftaatlihen und kirchlichen Gewalt. Dem Staat iſt die Sorge 
für das irdiſche Wohl, der Kirche die Sorge für die Güter des ewigen Lebens 
übertragen.) Die Reiche der Erde ſtehen unter dem Geſetz: „Alles geht 
vorüber nach feiner Zeit.“ 1%) Das Gottesreich der Kirche wird bis an das 
Ende der Welt beftehen.°) Die Untergebenen des Staates ſind Räder am 
Maſchinenwerk, die Kinder der Kirche Rebzweige am Weinſtock Chriſtus.“ ) 
Beide Rechtsgebilde, Staat und Kirche, ſindſelbſtändige Geſellſchaften, 
beide in ihrem Rechtsbereich ſouverän. Die Kirche miſcht ſich nicht in rein— 
ſtaatliche Fragen und beanſprucht keine Vorherrſchaft über den Staat. Ander⸗ 
ſeits wehrt ſich die Kirche gegen Abergriffe des Staates in reinkirchliche Ge- 
biete und weiſt jede Art von Bevormundung zurück. Nun aber gibt es 
gemiſchte Fragen, die gleichzeitig das ſtaatliche wie das kirchliche 
Gebiet berühren, zumal der gleiche Menſch im Staat ſowohl wie in der 
Kirche beheimatet iſt. In ſolchen Fragen muß eine friedliche Zuſammen⸗ 
arbeit von Kirche und Staat einſetzen, die ihren feierlichſten Ausdruck in 
den Konkordaten findet. „Übrigens fließen beide, die übernatürliche Liebe 
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zur Kirche und die natürliche Liebe zum Vaterland, aus der gleichen 
Quelle.“ ) Im Falle von Zuſammenſtößen „muß man Gott mehr gehorchen 
als den Menſchen“. 5) 

Ein chriſtlicher Staat wird die Rechte der Familie achten. 
„Die Familie umſchließt die Keime des Staatsweſens.“ 22) Aus der kranken 
Familie werden Krankheitskeime in die Volksgemeinſchaft übertragen, aus 
der geſunden Familie Geſundheit und Leben. Die Grundrechte der Familie 
ſind dem Staat gegenüber mit dem Siegel Gottes, des Schöpfers der Natur, 
beſiegelt. Auch die Verfaſſung des Deutſchen Reiches hat in Artikel 119 
die Reinerhaltung und ſoziale Förderung der Fa⸗ 
milie als Aufgabe des Staates erklärt und den kinderreichen Familie Für— 
ſorge von ſtaatlicher Seite zugeſichert. Das Reich müßte alſo einſchreiten, 
wenn im Flüſterton des Schleichhandels oder gar in öffentlicher Anpreiſung 
die chriſtliche Ehe verhöhnt und die Familie als Wiege neuen Lebens zer: 
ſtört wird. Artikel 120 hat die Erziehung der Kinder als natür- 
liches Recht der Eltern anerkannt. Noch ſtrenger hat die Kirche den Eltern 
die Erziehung der Kinder auf das Gewiſſen gebunden. Kein Schulgeſetz 
darf alſo den katholiſchen Eltern eine Schule aufzwingen, die gegen ihr Ge— 
wiſſen iſt. Der Staat hat keine Alleinherrſchaft über die Schulkinder. 

Ein chriſtlicher Staat wird die Rechte anderer Staaten 
achten. Der einzelne Staat kann ſich von den durch Natur- und Völker⸗ 
recht geordneten Beziehungen zu anderen Staaten, beſonders zu den Nad: 
barſtaaten, nicht abſperren. Im beſonderen muß er heute an der Doppel— 
aufgabe mitarbeiten, die weltwirtſchaftliche Notlage zu überwinden durch 
zwiſchenſtaatliche Zuſammenarbeit und den Weltfrieden zu ſichern durch den 
überſtaatlichen Völkerbund. Der Völkerbund hat durch fein Arbeitsamt 
und durch ſeine Abrüſtungskonferenz wenigſtens den Anlauf genommen, dieſe 
beiden dringlichſten Aufgaben der Gegenwart zu löſen, die Aufgaben, die 
Weltwirtſchaft zu heben und den Weltfrieden zu ſichern. Angeſichts der 
Tatſache, daß der neuzeitliche Krieg eine Vernichtungstechnik in 
unmenſchlichen Ausmaßen entfaltet, müſſen die Lenker der Staaten mit allen 
Mitteln einem neuen Weltkrieg vorbeugen. Es iſt keine Entehrung des 
ſouveränen Staates, in Streitfällen den Völkerbund anzurufen. Der Rechts- 
ſtaat, der im voraus einen friedlichen Ausgleich anſtrebt, muß den Sieg 
gewinnen über den Machtſtaat, der mit blutigen Waffen ſein Recht ſucht, 
auch wenn er darüber zugrunde geht. 


Geliebte Erzdiözeſanen! Höret drittens von einigen Pflichten der chriſt⸗ 
lichen Staatsbürger! 

Wenn der Staat eine ſoziale Notwendigkeit iſt und in der göttlichen 
Weltordnung einen Platz hat, alſo nicht eine Erfindung des Teufels iſt, 
dann müſſen wir den Staat bejahen. Dann werden die Beziehungen 
zwiſchen Staat und Staatsbürger eine Sache des Gewiſſens und der Ver— 
antwortung. Dann haben die Männer, die rechtmäßig an der Spitze der 
Regierung ſtehen, ein Recht auf das Vertrauen des Volkes. Dann dürfen 
wir nicht bloß von den Pflichten des Staates gegenüber dem Bürger, dann 
müſſen wir auch von den Pflichten des Bürgers gegenüber dem Staate 
ſprechen. Mit dem ewigen Verneinen und Verdammen einer jeden, aber 
auch jeden Maßnahme der Staatsbehörden iſt es nicht getan. Geiſtig reife 
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Menſchen werden den Staat als Rechtsordnung anerkennen, als Volks- 
gemeinſchaft unterſtützen, als Vaterland lieben. 

Der Katechismus ſagt zum 4. Gebot: „Wir ſind der weltlichen Obrigkeit 
Ehrfurcht und Gehorſam ſchuldig.“ Ehrfurcht und Gehorſam gegen 
die Geſetze und Verordnungen, ſoweit ſie nicht den Geboten Gottes und der 
Kirche widerſprechen. Ehrfurcht und Gehorſam auch dann, wenn die der— 
zeitige Staatsform und ihr Syſtem uns nicht gefallen. Auch dann, wenn 
nicht alle Dienſte mit Titeln und Orden, mit Beförderungen und Gehalts- 
erhöhungen belohnt werden. Auch dann, wenn eine Notverordnung der 
Regierung oder eine Entſcheidung des Staatsgerichtshofes uns rätſelhaft 
bleiben. Ehrfurcht und Gehorſam bedeuten aber nicht ſklaviſches Verſtum— 
men oder byzantiniſches Allesloben. Der Gehorſam, den der Katechismus 
verlangt, iſt der Gehorſam eines freien Menſchen, der niemals an gewalt⸗ 
ſamen Empörungen und Amwälzungen teilnimmt, dabei aber die Anordnung 
nicht Ordnung und den Wahnſinn nicht Wahrheit heißen kann. Die Apoſtel 
haben wiederholt am Schluſſe ihrer Hirtenbriefe das 4. Gebot in bezug auf 
die ſtaatliche Obrigkeit verkündet: „Jeder ſei der obrigkeitlichen Gewalt 
untertan.“ 25) „Habet Ehrfurcht vor Gott, habet Ehrfurcht vor dem König!“ 80) 

Die meiſtgenannte Pflicht des Staatsbürgers iſt das Steuer- 
zahlen. Der Staat hat ein Recht, Steuern zu erheben. Die Volks- 
gemeinſchaft, zu deren Wohlfahrt er große Mittel braucht, muß ihm dieſe 
Mittel zur Verfügung ſtellen. Alſo hat der Staatsbürger die Pflicht, Steuern 
zu entrichten. Chriſtus hat die Steuermünze anerkannt,) und Paulus hat 
das Entrichten der Steuer als Gewiſſensſa che erklärt: „Gebt Steuer, 
wem Steuer gebührt“! 28) Die ausgleichende Gerechtigkeit fordert vom 
Staat, die Steuerſätze je nach dem Vermögen abzuſtufen und ſtrafrechtlich 
gegen Steuerhinterziehung und Kapitalflucht einzuſchreiten, damit nicht auf 
den gewiſſenhaften Teil der Antertanen ein Abermaß von Abgaben treffe. 
Die gleiche Steuergerechtigkeit verbietet dem Staat, willkürliche Ausnahme: 
ſteuern einzuführen oder allgemein die Steuern derart zu erhöhen, daß ſie 
einer Enteignung des Privatvermögens gleichkommen, wie der Heilige Vater 
Pius XI. ſagt. ?) 

Für den Staatsbürger iſt es eine Gewiſſenspflicht, an den öffent- 
lichen Wahlen teilzunehmen. Die Gegner der Kirche halten 
uns immer wieder das falſch verſtandene und verſtümmelte Wort von Papſt 
Leo XIII. aus dem Jahre 1890 entgegen: „Der Kirche ſei es in hohem Maße 
zuwider, an Parteibeſtrebungen teilzunehmen oder ihr Anſehen den Strö— 
mungen einer veränderlichen Politik unterzuordnen.“ 2) Die Kirche wird 
niemals ſich einer einzelnen Partei verſchreiben. Die einzelnen Katho⸗ 
liken aber haben als Staatsbürger die Pflicht, im öffentlichen Leben 
Farbe zu bekennen und an den Wahlen ſich zu beteiligen. Papſt Pius XI. 
bat für unſere geit erklärt: „Die Katholiken ſind verpflichtet, mit allen 
Kräften darnach zu trachten, daß das Geſamtleben der Republik mit den 
chriſtlichen Grundſätzen im Einklang ſtehe. Nichts hindert daher die Katho⸗ 
liken, ſich bei politiſchen Parteien einſchreiben zu laſſen. ſo weit dieſe 
eine ſichere Gewähr dafür bietet, daß die Rechte der 
katholiſchen Kirche geachtet und ihre Geſetze beob⸗ 
achtet werden.“ *) Hier haben wir einen ſicheren Maßſtab. Es geht 
bei den Wahlen nicht bloß um politiſche Fragen, es geht um die Wahrung 
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chriſtlicher Grundſätze im öffentlichen Leben, es geht um die Freiheit der 
Kirche, um die Erhaltung der Bekenntnisſchule, um die chriſtliche Kultur 
des Abendlandes. 

Die Staatsregierung iſt auf die Mitarbeit der Staats. 
bürger angewieſen, um die Aufgaben eines Rechts- und Kulturſtaates 
zu erfüllen. Gewiſſenhafte Bürger dürfen alſo nicht teilnahmslos beiſeite 
ſtehen, nicht tatenlos zuſchauen, wenn dem Staatskörper Wunden geſchlagen 
werden, an denen er mit der Zeit verbluten muß. Die Katholiken wollen 
aus ihrem katholiſchen Gewiſſen heraus an den ſtaatlichen Aufgaben mit- 
arbeiten. „Auch an den höchſten Staatsangelegenheiten“, ſagt das leoni— 
niſche Rundſchreiben. s) Nicht als „Staatskatholiken“, die vor lauter Staats— 
frömmigkeit von ihrer Kirche ſich abwenden, ſondern als Bekenner, die trotz 
aller Zurückſetzungen nicht ſtaatsmüde und ſtaatsverdroſſen werden. Auch 
dem Prieſter kann die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte nicht verweigert 
werden, die jedem Staatsbürger mit Ausnahme der Verbrecher zuerkannt 
wurden. Wir müſſen den Treuhändern des Volkes dankbar ſein, die mit 
dem blanken Schild perſönlicher Ehrenhaftigkeit, ſelbſtlos und opferbereit, 
in der Arena des öffentlichen Lebens ſtehen. 

Eine letzte heilige Pflicht des Staatsbürgers ſei nicht vergeſſen: Das 
Gebet. Das treue Fürbittgebet für die Männer, die den Mut haben, in 
die Regierung einzutreten und die ſchwerſte aller Laſten, die Laſt des 
Regierens, auf ſich zu nehmen. Oremus, laßt uns beten, daß der Geift 
Gottes unſere Obrigkeit erleuchte! Daß fie nach dem trachte, was recht iſt oe) 
und die Freiheit der Kirche achte! Laßt uns beten, daß die Männer an der 
Spitze des Staates nicht ſprechen: „Der Staat ſind wir!“ Daß ihre Arbeit 
nicht im Kleinkram oder im Schema erſtarre! Daß ihr Wille, dem Volke 
zu dienen, nicht am Parteigeiſt erſterbe! Daß, wie ein Strahl der Autorität, 
auch ein Strahl der Weisheit und Gerechtigkeit Gottes über ihnen leuchte! 
Aus der bibliſchen Geſchichte wiſſen wir: Salomoniſche Regierungsweisheit 
iſt eine Gabe Gottes. :) „Wenn der Herr die Stadt nicht behütet, wachet 
ihr Wächter vergebens.“ 35) 

Geliebte Diözeſanen! Wir müſſen alſo unſer ſtaatsbürgerliches Gewiſſen 
erforſchen, ob wir unſere Pflichten gegenüber dem Staat erfüllt haben. 
Wir müſſen mitarbeiten und mitbeten, daß Gerechtigkeit und Friede im 
öffentlichen Leben walten. Vorher aber müſſen in unſerem eigenen Leben 
Gerechtigkeit und Friede ſich umarmen. 6) „Der Herr des Friedens gebe 
euch den Dauerfrieden allerorten“ ) und der Segen des allmächtigen Gottes 
komme über euch alle, der Segen des Vaters + und des Sohnes F und des 
Heiligen Geiſtes 7. Amen. 
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